
Infomappe
Medienberichte / Publikationen / Informationen

Individuelle Kennzeichnungspflicht  für Polizisten

in Niedersachsen und Deutschland





Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) 
Landesverband Niedersachsen  und Bündnis 90/Die Grünen Landesverband Niedersachsen
für die 17. Wahlperiode des Niedersächsischen Landtages 2013 bis 2018



Wenn dieser Newsletter nicht korrekt angezeigt wird, klicken Sie bitte hier.

Dr. Eike Frenzel
Pressesprecher
Telefon (05 11) 30 30 - 41 19
Telefax (05 11) 30 30 - 48 54
Mobil (0172) 5 99 56 32
eike.frenzel@lt.niedersachsen.de

www.cdu-fraktion-niedersachsen.de
facebook.com/CDU.LtFraktion.Nds

www.youtube.com/cdufraktionnds 

 

Pressemitteilung vom 13.02.2013 
Nummer: 39/2013

Thümler: Rot-grüner Koalitionsvertrag - ein Dokument des Stillstandes und des
Rückschritts

Hannover. Für den Vorsitzenden der niedersächsischen CDU-Landtagsfraktion, Björn Thümler, ist der
heute veröffentlichte Koalitionsvertrag von SPD und Grünen ein „Dokument des Stillstandes und des
Rückschritts". Thümler sagte: „Dass SPD und Grüne ihre offensichtlich mit der heißen Nadel gestrickte
Koalitionsvereinbarung mit ,Erneuerung und Zusammenhalt' überschreiben, ist eine Farce. Tatsächlich
wird die Umsetzung des mit wohlfeilen Worthülsen gespickten Vertrages Niedersachsen in vieler Hinsicht
teuer zu stehen kommen."

So sei eine seriöse Haushaltskonsolidierung nicht im Ansatz erkennbar, kritisierte Thümler, von der
Schuldenbremse ist erst im Jahr 2020 die Rede. „Einfallsreich sind SPD und Grüne allein dann, wenn es um
das Aufspüren neuer staatlicher Einnahmequellen geht. Die angekündigten Abgabeerhöhungen und die
vehemente Befürwortung von Steuererhöhungsorgien werden am Ende Wachstum bremsen und
Beschäftigung gefährden." Zu den Leidtragenden der rot-grünen Politik würden Niedersachsens
Kommunen gehören. „Von Entschuldungshilfe und Zukunftsvertrag für Kommunen ist nichts zu lesen.
Obendrein kündigen SPD und Grüne an, die Förderung des kommunalen Straßenbaus um ein Drittel
jährlich - also etwa 25 Millionen Euro - zu kürzen. Das wird die Leistungsfähigkeit unserer Städte und
Gemeinden dramatisch einschränken."

Auf den Bildungsbereich, einen Schwerpunkt von SPD und Grünen, sieht Thümler künftig „eine Fülle" von
Verwerfungen zukommen. „Rot-Grün arbeitet mit Feuereifer an der Einführung der Einheitsschule. Dass
dabei ,jede' Schulform einen Weg zum Abitur offen halten soll, bedeutet nichts weniger als die Abwertung
der Gymnasien." Mit der angekündigten Auflösung und Überführung von Förderschulen in
allgemeinbildende Schulen werde die Inklusion laut Thümler ad absurdum geführt. „Eltern von Kindern mit
besonders schweren Behinderungen werden das zu Recht nicht akzeptieren können."

Mit Blick auf die Innenpolitik erneuerte der CDU-Fraktionschef seine Kritik an der Einführung einer
Kennzeichnungspflicht für Polizisten. „Nummerierte Polizisten und Beschwerdestellen sprechen für das
tiefe Misstrauen der Grünen gegenüber unserer Polizei. Dass sich im Kontext der Inneren Sicherheit im
Koalitionsvertrag nicht ein einziges Mal der Begriff ,Linksterrorismus' oder ,islamischer Fundamentalismus'
findet, belegt die verquere Sicht, mit der SPD und Grüne in Niedersachsen für die Sicherheit der Bürger
sorgen wollen."  



Hannover: 

14. Februar 2013

GdP bewertet Entwurf des rot-grünen Koalitionsvertrages - Positive Ansätze, aber auch
offene Fragen!

Am 13. Februar 2013 wurde der Entwurf des rot-grünen Koalitionsvertrages der Öffentlichkeit
bekanntgegeben. Die SPD und die Grünen müssen ihn auf den Parteitagen am Samstag, 16. Februar 2013, nunmehr noch
beschließen und am Montag, 18.02.2013, soll er von den Koalitionären unterzeichnet werden. Die GdP hat sich mit dem
Entwurf des Koalitionsvertrages beschäftigt und nimmt zu den in erster Linie die Beschäftigten der Polizei betreffenden
Punkten Stellung:

Vorab ist festzustellen, dass es normal ist, bei einer Koalition oftmals Abstriche von vor der Wahl getätigten Maximalforderungen der
Parteien gemacht werden müssen. Klar ist auch, dass die Wählerinnen und Wähler den Mehrheitsfraktionen einen Regierungsauftrag
übergeben haben und nicht den Interessenvertretungen. Diese bleiben aber aufgefordert, Punkte und Themen, die nicht explizit im
Koalitionsvertrag vereinbart wurden, zukünftig politisch zu diskutieren und zum Erfolg zu bringen. Festzustellen ist ebenfalls, dass in dem
Entwurf auch Fragen unbeantwortet bleiben, die es zu beantworten gilt. Da einiges aber nicht konkret vereinbart oder ausgeschlossen
wurde, gibt dies für die jeweiligen Ressortchefs, in unserem Falle dem Innenminister, aber auch Handlungsspielraum.

1. Die GdP begrüßt die Aussage für ein weltoffenes Niedersachsen sowie für eine moderne Flüchtlings- und Asylpolitik. Dies trägt zur
gesellschaftlichen Befriedung bei.

2. Gute Kinder-, Jugend-, Bildungs-, Sozial-, Integrations- und Arbeitsmarktpolitik sowie Mittel gegen Armutsbekämpfung sind auch
mitentscheidend für eine gute Innenpolitik.
Die Aussagen für ein solidarisches und gerechtes Niedersachsen sowie für eine soziale Arbeitsmarktpolitik sind mit den,
von der GdP vor der Wahl formulierten, Forderungen kompatibel und können eine gute Basis sein.

3. Der Autoverkehr muss radikal neu überdacht werden. Die Ost-West-Achse A 2 und die Nord-Süd-Achse A 7 sind in Niedersachsen ein
ständiger Unfallschwerpunkt und belasten die Polizei extrem. Auf den Land- und Kreisstraßen und in den Städten und Gemeinden muss
durch eine stärkere polizeiliche Präsenz und Erhöhung der Kontrolldichte die Verkehrssicherheit erhöht werden. Insofern sind die
Ausführungen im Vertrag für eine neue Mobilitätsoffensive für Niedersachsen nach Auffassung der GdP der richtige
Ansatz und können langfristig die Polizei entlasten.

4. 1. Bei der Innenpolitik steht u.a. der Verfassungsschutz vor einer Neuausrichtung. Hier wird die GdP interessiert und kritisch verfolgen,
welche Änderungen vorgenommen werden sollen. Unabhängig von Versäumnissen bei den schrecklichen Vorgängen der NSU, haben die
Beschäftigten besondere Aufmerksamkeit verdient, da sie sich für die Erhaltung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung
eingebracht haben und dies auch zukünftig tun.

4.2. Das Polizeigesetz soll reformiert werden. Hier hat die GdP sich im Vorfeld bei der Anhörung im Innenausschuss bereits geäußert und
wird sich auch weiterhin einbringen. Die Rückkehr von der Quoten- und law-and-order-Polizei zur Bürgerpolizei wird in diesem
Zusammenhang verwendet und ist nicht völlig abwegig.

4.3. Die Koalitionäre vereinbaren weiterhin einen starken Datenschutz. Dieser ist wichtiger denn je, darf allerdings kein Täterschutz sein.
Die Polizei und andere staatliche Stellen brauchen notwendige Informationen und vernetzte Strukturen, um die Bürgerinnen und Bürger
vor Gewalt, Kriminalität und Terror zu schützen. Eine rot-grüne Regierung muss daher in Berlin endlich auf ein Ende des
Vorratsdatenspeichervakuums drängen.

4.4. Es wird außerordentlich begrüßt, dass die Forderung der GdP nach einem besseren und moderneren Personalvertretungsrecht
umgesetzt werden soll. Neben der Modernisierung der nicht mehr zeitgemäßen Regelungstatbestände ist es aber wichtig, Beteiligung und
Mitbestimmung zu wollen und zu leben und nicht wie in den letzten 10 Jahren oft erfolgt, diese auszuhebeln. Hier ist ein
vielversprechender Ansatz für ein neues vertrauensvolles Miteinander zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmervertretungen.

4.5. Die GdP begrüßt das Ansinnen, kommunale Präventionsräte zu stärken und Maßnahmen stärkerer gesellschaftlicher Teilhabe junger
Menschen umzusetzen.

4.6. Das Ehrenamt soll gestärkt werden. Ehrenamt ist Gesellschafts- und Gemeinschaftsaufgabe. Daher begrüßt die GdP den Willen von
Rot-Grün, Unterstützungsangebote für Ehrenamtliche, also auch für gewerkschaftlich Aktive, zu verbessern.

4.7. Es wird außerordentlich begrüßt, dass die GdP-Forderung nach Abschaffung bzw. Modifizierung des spaltenden A
11-Erlasses Einzug in den Koalitionsvertrag gefunden hat, ebenso, wie unsere Forderung nach Beibehaltung der
derzeitigen Personalstärke.

4.8. Positiv ist auch, dass sich die Koalitionspartner intensiv mit der demographischen Entwicklung und den damit verbundenen
Auswirkungen für den öffentlichen Dienst sowie dem gesamten Gemeinwesen auseinandersetzen wollen. Es ist richtig, dass die
Landesverwaltung durch Verbesserungen des Dienst- und Tarifrechtes attraktiver gestaltet werden muss, so wie es Rot-Grün beschreibt.

4.9. Nicht einverstanden ist die GdP weiterhin mit der Übereinkunft, eine individualisierte, anonymisierte Kennzeichnung der Polizei bei
geschlossenen Einsätzen anzustreben. Zu begrüßen ist lediglich, dass dies nicht einfach von oben nach unten verordnet werden soll,
sondern dass die Aussage des designierten Innenministers Pistorius, möglichst mit den Gewerkschaften und Personalvertretungen vorher
eine Lösung zu beraten, im Vertrag verschriftlicht ist. Hier wird eine Einvernehmlichkeit schwierig sein, das hat die GdP auch schon in den
vergangenen zwei Wochen während den Koalitionsverhandlungen in den Medien deutlich gemacht. Das gleiche trifft für die Einrichtung
eines "Polizeibeauftragten" zu.

4.10. Sehr vielversprechend sind die Ankündigungen zur Verbesserungen der Stellenstruktur, zum Gesundheitsmanagement, zur
Förderung von Frauen und zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie die Verbesserung der Aufstiegschancen im
Rahmen der sog. zweigeteilten Laufbahn.

4.11. Sehr bemerkenswert und außerordentlich begrüßenswert ist die Aufnahme der GdP-Forderung nach einem Polizeientsendegesetz für
Auslandseinsätze sowie unsere Forderung nach Beschlüssen bei Auslandsverwendungen durch den Niedersächsischen Landtag.

5. Die GdP begrüßt die Absicht der rot-grünen Koalitionspartner, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um weitere Einlagerungen in das



Zwischenlager Gorleben zu verhindern und die gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, den Atommüll an anderen Standorten
zwischenzulagern. Einmal ganz abgesehen von der Gefahr erhöhter Strahlendosis für unsere eingesetzten Kollegen/-innen.

Ebenso begrüßt die GdP den Willen zu einem Neubeginn der Endlagersuche für Atommüll ohne Gorleben. Wir sind der festen Überzeugung,
dass der Salzstock in Gorleben, nach den uns bekannten wissenschaftlichen Erkenntnissen und den katastrophalen Erfahrungen mit der
Asse, nicht geeignet ist. Die Abkehr von Gorleben wird auch die angespannte Situation bei der Polizeien der Länder und des Bundes,
insbesondere aber der niedersächsischen Landespolizei entkrampfen und den Landeshaushalt nachhaltig entlasten bzw. Spielraum für
andere Maßnahmen eröffnen. Hinzu kommt, dass die Politik durch die Gorlebenproblematik mit dazu beigetragen hat, dass es zwischen
Polizei und Bürgerbewegungen zu kaum lösbaren Konflikten gekommen ist und die Distanz zur Polizei und umgekehrt bis ins schier
Unermessliche gesteigert wurde. Dies muss nun wieder gekittet werden. Die GdP begrüßt ausdrücklich bürgerschaftliches Engagement,
sofern es friedlich ist.

6. Die Aussagen im Sportbereich sind nahezu deckungsgleich mit GdP-Positionen, u.a. dass das Land sich dazu bekennt, bei
Sportveranstaltungen Sicherheit zu gewährleisten und dies als hoheitliche Aufgabe ansieht, die bei Bedarf vom Land durchgeführt und
getragen wird. Die Forderung nach Verstärkung von fanbezogener Projektarbeit durch die Vereine ist auch GdP-Forderung.

Nach dem ersten und zweiten Lesen des Vertragsentwurfes stellt die GdP überwiegend gute Ansätze fest, viele
Übereinstimmungen mit unseren an die Parteien übersandten Positionen und vielversprechende Überschneidungen.
Manche Punkte sind nicht dezidiert benannt, so z.B. Stärkung des Tarif- und Verwaltungsbereiches, Abkehr von
Privatisierung, eine genaue Benennung von Stellenhebungen von A 9 nach A 10, Anrechnung von Bereitschaftszeiten. Hier
bedarf es jetzt der Konkretisierung von getätigten Wahlaussagen. Und wir werden weiterhin alles versuchen, um
insbesondere die Kennzeichnungspflicht abzuwenden. Wir bleiben bei unseren Positionen, die von der weit
überwiegenden Anzahl der Polizeibeschäftigten mitgetragen werden.

Insbesondere begrüßt wird der im Koalitionsvertrag durchweg festzustellende Wille nach mehr Beteiligung.

Unbedingt angegangen werden muss auch eine Verbesserung des Betriebsklimas und der Kritikkultur in der Polizei, hier
hat der scheidende Innenminister Schünemann schweren Schaden angerichtet, der behoben werden muss.

Das, was mit der Polizeireform aus den Jahren der ersten rot-grünen Regierungsverantwortung von 1990 bis 1994
entwickelt wurde, nämlich das Aufbrechen verkrusteter Strukturen, das Trennen der Spaltung von S und K durch die
gemeinsame Aufgabenwahrnehmung, die Stärkung des Selbstwertgefühles und insgesamt eine bessere Bewertung aller
sachbearbeitenden Tätigkeiten, muss wieder Einzug halten in der Polizei. Hier ist in den letzten Jahren viel versandet.

Wir als GdP bieten uns mit unseren rund 14.500 Mitgliedern und unserer jahrzehntelangen Kompetenz in allen Fragen der
Inneren Sicherheit und auf allen Ebenen der Polizei einer neuen rot-grünen Landesregierung als konstruktiv-kritisch
beratenden Gesprächspartner an.

Für Dienstag, 19.02.2013, ist die konstituierende Sitzung des Landtages mit Wahl der Landesregierung geplant, für die der
GdP-Landesvorsitzende Dietmar Schilff eine Einladung erhalten hat. Voraussichtlich am Dienstagnachmittag wird, wenn die Wahlen im
Landtag problemlos durchgeführt wurden, die Übergabe des Innenressorts an den neuen Innenminister erfolgen.

Präsent, wo´s brennt! Gewerkschaft der Polizei

© 2007 - 2013 Gewerkschaft der Polizei Niedersachsen
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Polizeikontrolle, Berlin: Presse - 26.08.10

Humanistische Union fordert rasche Einführung der
individuellen Kennzeichnung aller Polizisten in
Brandenburg
Anja Heinrich

Nach den Beratungen im Brandenburger Landtag bedauert die
Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union, dass sich der Innenausschuss
am heutigen Donnerstag, dem 26. August 2010, auf keinen Gesetzentwurf zur
Einführung einer individuellen Kennzeichnung von Polizisten einigen konnte. Die
HU begrüßt jedoch die nun geplante Sachverständigenanhörung.

Damit bestehe die Chance, den von der CDU vorgelegten Entwurf in einigen,
auch von der HU geforderten Punkten nachzubessern. Abgesehen von einigen
Detailfragen nimmt der CDU-Antrag bereits über vierzig Jahre alte Forderungen
und Gesetzesvorschläge der HU auf. In den letzten Jahren beobachtete die
Bürgerrechtsorganisation eine verstärkte Diskussion über entsprechende
Regeln. Deshalb freut sich die HU, dass die CDU im Land Brandenburg eine
entsprechende parlamentarische Initiative für eine Änderung von § 9 des
Brandenburgischen Polizeigesetzes (BbgPolG) startete.

Völlig zu recht stellt der Gesetzentwurf in seiner Begründung fest, dass eine
namentliche Kennzeichnung geeignet ist, Transparenz und Bürgernähe der
Polizei zu stärken. Zudem stellt sie sicher, dass polizeiliches Handeln individuell
zurechenbar und kontrollierbar ist. Damit wird gewährleistet, dass Vorwürfe
rechtswidrigen Handelns einzelner Polizeibeamter rechtsstaatlich überprüfbar
sind.

Zu einer bürgernahen und bürgerorientierten Polizei gehört die Möglichkeit,
Polizisten im Dienst auch persönlich ansprechen zu können. Dies ist auch
Ausdruck einer selbstbewussten Polizei. Die verantwortungsvolle Arbeit von
Polizisten dient dem Schutz der Demokratie und dem Bestand der
Rechtsordnung. Namentliche Kennzeichnung und Legitimationspflicht können
das Vertrauen der Bürger in die Polizei durch Transparenz und Bürgernähe
erhalten und stärken.

Die bundesweite Erfahrung hat gezeigt, dass die mangelhafte Identifizierbarkeit
von Polizeibeamten den effektiven Rechtsschutz erheblich beeinträchtigen kann.
Die Bürger müssen aber darauf vertrauen können, dass Straftaten im Amt
aufgeklärt werden und dass entsprechende Ermittlungen nicht daran scheitern,
dass Täter nicht identifiziert werden können. Die namentliche Kennzeichnung ist
geeignet, diese Lücke zu schließen. Dies ist letztlich auch im Interesse aller
rechtstreuen Polizisten.

Die in dem Gesetzentwurf formulierten Ausnahmen vom Grundsatz der
namentlichen Kennzeichnung lehnt die Humanistische Union ab. Nur in wenigen,
genau spezifizierten Situationen darf die namentliche Kennzeichnung durch eine
andere, ebenfalls individuell zuordenbare Kennzeichnung (z. B. eine einfach zu
merkende Kombination aus Buchstaben und Zahlen) ersetzt werden.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Webseite unter:
http://berlin.humanistische-union.de/themen/polizei/

Für Rückfragen steht Ihnen die Landesgeschäftsführerin der Humanistischen
Union Berlin-Brandenburg, Anja Heinrich, zur Verfügung: Tel. 030-204 25 04.
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Amnasty International

Kampange: Transparenz schützt  Menschenrechte



MEHR VERANTWORTUNG  
BEI DER POLIZEI
EINE KAMPAGNE VON AMNEsTy INTERNATIONAL

MAcHEN sIE sIcH sTARK füR UNsERE  
fORDERUNGEN – AUf AMNEsTy.DE/POLIZEI
Deutschland braucht mehr Transparenz und Verant- 
wortung bei der Polizei. Sie können mithelfen, einfach  
und wirkungsvoll:

Unterstützen Sie die Forderungen von Amnesty 
International und demonstrieren Sie online! 
Senden Sie die Aktionspostkarten an die politisch 
Verantwortlichen!  
Nutzen Sie die Kampagnenseite im Internet und 
machen Sie sie bekannt! 

Auf Ihre Stimme kommt es an.

UNTERsTüTZEN sIE jETZT 
UNsERE KAMPAGNE!

TäTER UNBEKANNT …
Rechtswidrige Gewalt, Misshandlung und Diskriminierung 
durch Staatsorgane sind Menschenrechtsverletzungen.  
Doch wenn die Täter Polizisten sind, gehen sie oft straffrei 
aus. In vielen Fällen. Auch in Deutschland.

Zu oft bleiben die Täter im Dunkeln und der Staat tatenlos. 

AMNEsTy INTERNATIONAL Sektion der Bundesrepublik Deutschland e. V.
Postfach 58 01 61 . 10411 Berlin . T: +49 30 420248-0 . F: +49 30 420248-321 
E: info@amnesty.de . W: www.amnesty.de 
© Amnesty International 2010, Art.Nr. 22010 . V.i.S.d.P.: Barbara Hohl . Druck: Humburg Berlin
Kreation: kp works. Berlin . Titelfoto: Florian Jaenicke / Amnesty International

NIcHTs ZU VERBERGEN?
Die Menschenrechte müssen geschützt werden. Der Staat 
muss handeln. Menschenrechtsverletzungen dürfen nicht 
ungesühnt bleiben, weil Täter nicht erkennbar sind oder weil 
nicht ordentlich ermittelt und die Aufklärung verhindert wird.

Die Polizeiarbeit in Deutschland braucht mehr Transparenz.

TRANsPARENZ scHüTZT  
MENscHENREcHTE.
Wir brauchen Erkennbarkeit durch eine individuelle Kenn-
zeichnungspflicht für Polizisten. Wir brauchen Aufklärung
durch unabhängige Untersuchungen. Wir brauchen Schutz 
durch Dokumentation. Und Prävention durch Menschenrechts- 
bildung. Wie in anderen Ländern auch. 

Damit die deutsche Polizei die Menschenrechte achtet.

sPENDEN sIE füR DIE EINHALTUNG DER  
MENscHENREcHTE – AUcH IN DEUTscHLAND.
Amnesty International finanziert sich aus Spenden und 
Mitgliedsbeiträgen. Regierungsgelder lehnen wir ab.  
So bleiben wir finanziell und politisch unabhängig. 
Unterstützen Sie unsere Arbeit mit Ihrer Spende:

SPENDENKONTO 80 90 100 . Bank für Sozialwirtschaft . BLZ 370 205 00

WERDEN sIE TEIL EINER WELTWEITEN  
BEWEGUNG – füR DIE MENscHENREcHTE.
Mit weltweit 2,8 Millionen Unterstützern arbeitet Amnesty 
International für eine Welt, in der die Menschenrechte 
geachtet werden. Dafür erhielt Amnesty International 
1977 den Friedensnobelpreis. Jedes Mitglied macht uns 
stärker – werden sie Teil unserer Bewegung für eine Welt 
ohne Menschenrechtsverletzungen.

 NIcHTs ZU VERBERGEN
TRANsPARENZ scHüTZT MENscHENREcHTE:
MEHR VERANTWORTUNG BEI DER POLIZEI

ERKENNBARKEIT DURcH  
INDIVIDUELLE KENNZEIcHNUNG
Vorwürfe gegen Polizisten wegen übermäßiger Gewalt wer-
den häufig nicht aufgeklärt. Um Täter zur Verantwortung 
zu ziehen, müssen sie identifiziert werden können. Doch 
in Deutschland bleiben Polizisten anonym – vor allem 
wenn sie Helme tragen und in geschlossenen Einheiten 
agieren. Denn in Deutschland gibt es keine individuelle 
Kennzeichnungspflicht für Polizisten. Andere europäische 
Länder sind hier weiter: In England, Schweden und bei 
den nationalen Einheiten in Spanien tragen alle Polizisten 
Nummer oder Namen.

 KENNZEIcHNUNGsPfLIcHT  
 füR POLIZIsTEN 

DIE MENscHENREcHTE 
scHüTZEN.

MEHR TRANsPARENZ 
IN DER POLIZEIARBEIT.

MEHR VERANTWORTUNG  
BEI DER POLIZEI.

scHUTZ DURcH  
DOKUMENTATION
Der Bericht 2010 von Amnesty International dokumentiert 
Misshandlungen und Todesfälle in Polizeigewahrsam.
Jeder Einzelfall ist ein Einzelfall zu viel. Begünstigt werden 
solche Menschenrechtsverletzungen durch den Ausschluss 
jeder Öffentlichkeit: Was auf Wachen und in Polizei- 
gewahrsam vorgeht, geschieht ohne Zeugen. Ein Blick nach 
Spanien: Seit 2007 ist in Katalonien die Zahl der Misshand-
lungsvorwürfe deutlich zurückgegangen, weil es in Polizei-
stationen Videoaufzeichnungen gibt. 

 VORGäNGE IN POLIZEIGEWAHRsAM  
 AUfZEIcHNEN 

REcHTsWIDRIGE POLIZEIGEWALT  
IN DEUTscHLAND?
Dessau, Januar 2005: Der Asylbewerber Oury Jalloh aus 
Sierra Leone stirbt in einer Polizeizelle. An Armen und Beinen 
an eine Matratze gefesselt, verbrennt er bei lebendigem 
Leibe. Dieser Fall ist bekannt und bis heute ungeklärt.
Weniger bekannt sind Fälle rechtswidriger Polizeigewalt wie 
der von J.E.: Er verlässt nach seiner Festnahme im Juli 2007 
die Stuttgarter Polizeiwache mit einem gebrochenen Kiefer. 
Auch dieser Fall wurde nie aufgeklärt. Bundesweit gibt es Fälle 
von Misshandlungen durch Polizisten. Doch jeder Einzelfall 
ist einer zuviel. 

WWW.AMNEsTy.DE/POLIZEI

MANGELNDE AUfKLäRUNG – 
DRINGENDER HANDLUNGsBEDARf
Polizisten sind berechtigt, im Dienst Gewalt anzuwenden – 
und verpflichtet, die Menschenrechte zu achten. Tun sie 
das nicht, ist der Staat in der Pflicht, umgehend und umfas-
send aufzuklären. Doch hier liegt das Problem. 
Beispiel Berlin: 2008 wurden hier mindestens 548 Polizis-
ten wegen Körperverletzung im Amt angezeigt. Das Ergeb- 
nis: Die meisten Ermittlungsverfahren wurden eingestellt, 
Gerichtsverfahren waren die Ausnahme. Ein von Amnesty  
International im Juli 2010 veröffentlichter Bericht dokumen-
tiert, dass Polizei und Staatsanwaltschaft bei Misshand-
lungsvorwürfen gegen Polizisten nicht ausreichend ermitteln.
Deshalb fordert Amnesty International:

AUfKLäRUNG DURcH  
UNABHäNGIGE UNTERsUcHUNG
Vielfach ermitteln Polizei und Staatsanwaltschaft bei  
Anzeigen gegen Polizisten wegen Misshandlung nicht  
konsequent. Oft verlaufen die Verfahren schleppend und  
oberflächlich, Täter gehen straffrei aus: Zeugen werden 
nicht vernommen, Beweise spät oder gar nicht gesichert. 
Polizisten ermitteln gegen Polizisten, Verfahren werden 
ergebnislos eingestellt. Andere europäische Länder sind 
hier weiter: In Großbritannien, Norwegen und Irland sorgen 
unabhängige Untersuchungskommissionen bei Vorwürfen 
gegen Polizisten für objektive Aufklärung. 

 POLIZEIüBERGRIffE  
 UNABHäNGIG UNTERsUcHEN 

PRäVENTION DURcH  
BILDUNG
Menschenrechte gelten für jeden Einzelnen, weltweit.  
Unabhängig von Hautfarbe, Aufenthaltsstatus, Nationalität, 
Geschlecht, sexueller Orientierung und religiösem Glauben.
Die Polizei ist verpflichtet, diese Rechte jederzeit zu achten. 
Sie hat aktiv zu ihrem Schutz beizutragen. Dafür brauchen 
Polizisten fundiertes Wissen und ausreichende Kompetenz.
Deshalb muss Menschenrechtsbildung verpflichtender  
Bestandteil der polizeilichen Aus- und Weiterbildung sein. 
Auch in Deutschland.

 MENscHe REcHTsBILDUNG  
 DER POLIZEI sTäRKEN 

Polizisten während einer Demonstration in Frankfurt am Main, Juli 2007. © Boris Roessler/dpa 
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RECHTSWIDRIGE POLIZEIGEWALT IN DEUTSCHLAND?

Dessau, Januar 2005: Der Asylbewerber Oury Jalloh aus Sierra Leone stirbt in
einer Polizeizelle. An Armen und Beinen an eine Matratze gefesselt, verbrennt er
bei lebendigem Leibe. Dieser Fall ist bekannt und bis heute ungeklärt. Weniger
bekannt sind Fälle rechtswidriger Polizeigewalt wie der von J.E.: Er verlässt nach
seiner Festnahme im Juli 2007 die Stuttgarter Polizeiwache mit einem gebrochenen
Kiefer. Auch dieser Fall wurde nie aufgeklärt. Bundesweit gibt es Fälle von
Misshandlungen durch Polizisten und mangelnder Aufklärung durch den Staat –
dokumentiert von  Amnesty International im Bericht 2010.

AMNESTY INTERNATIONAL FORDERT:

Erkennbarkeit durch individuelle Kennzeichnung
Vorwürfe gegen Polizisten wegen übermäßiger Gewalt werden häufig nicht
aufgeklärt. Um Täter zur Verantwortung zu ziehen, müssen sie identifiziert werden
können. Doch in Deutschland bleiben Polizisten anonym – vor allem wenn sie
Helme tragen und in geschlossenen Einheiten agieren. Denn in Deutschland gibt es
keine individuelle Kennzeichnungspflicht für Polizisten. Andere europäische Länder
sind hier weiter: In England, Schweden und bei den nationalen Einheiten in Spanien
tragen alle Polizisten Nummer oder Namen.

TRANSPARENZ SCHÜTZT MENSCHENRECHTE:
KENNZEICHNUNGSPFLICHT FÜR POLIZISTEN

Aufklärung durch unabhängige Untersuchung
Vielfach ermitteln Polizei und Staatsanwaltschaft bei Anzeigen gegen Polizisten
wegen Misshandlung nicht konsequent. Oft verlaufen die Verfahren schleppend und
oberflächlich, Täter gehen straffrei aus: Zeugen werden nicht vernommen, Beweise
spät oder gar nicht gesichert. Polizisten ermitteln gegen Polizisten, Verfahren
werden ergebnislos eingestellt. Andere europäische Länder sind hier weiter: In
Großbritannien, Norwegen und Irland sorgen unabhängige
Untersuchungskommissionen bei Vorwürfen gegen Polizisten für objektive
Aufklärung.

TRANSPARENZ SCHÜTZT MENSCHENRECHTE:
POLIZEIÜBERGIFFE UNABHÄNGIG UNTERSUCHEN

Schutz durch Dokumentation
Der Bericht 2010 von Amnesty International dokumentiert Misshandlungen und
Todesfälle in Polizeigewahrsam. Jeder Einzelfall ist ein Einzelfall zu viel. Begünstigt
werden solche Menschenrechtsverletzungen durch den Ausschluss jeder
Öffentlichkeit: Was auf Wachen und in Polizeigewahrsam vorgeht, geschieht ohne
Zeugen. Ein Blick nach Spanien: Seit 2007 ist in Katalonien die Zahl der
Misshandlungsvorwürfe deutlich zurückgegangen, weil es in Polizeistationen
Videoaufzeichnungen gibt.

TRANSPARENZ SCHÜTZT MENSCHENRECHTE:
VORGÄNGE IN POLIZEIGEWAHRSAM AUFZEICHNEN

Prävention durch Bildung
Menschenrechte gelten für jeden Einzelnen, weltweit. Unabhängig von Hautfarbe,
Aufenthaltsstatus, Nationalität, Geschlecht, sexueller Orientierung und religiösem
Glauben. Die Polizei ist verpflichtet, diese Rechte jederzeit zu achten. Sie hat aktiv
zu ihrem Schutz beizutragen. Dafür brauchen Polizisten fundiertes Wissen und
ausreichende Kompetenz. Deshalb muss Menschenrechtsbildung verpflichtender
Bestandteil der polizeilichen Aus- und Weiterbildung sein. Auch in Deutschland.

TRANSPARENZ SCHÜTZT MENSCHENRECHTE:
MENSCHENRECHTSBILDUNG DER POLIZEI STÄRKEN

Argumente für mehr Transparenz und Verantwortung bei der Polizei (/mitreden

/argumente.html)

Transparenz schützt Menschenrechte: Unsere Forderun... http://www.amnestypolizei.de/kampagne/forderungen.html
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Rechtswidrige Polizeigewalt geschieht in Deutschland nicht systematisch. Amnesty
International ist überzeugt, dass die große Mehrheit der Polizisten in Deutschland
sehr gute Arbeit unter zum Teil sehr schwierigen Bedingungen leistet. Dennoch ist
jeder Einzelfall ein Einzelfall zu viel.

Polizisten sind berechtigt, im Dienst Gewalt anzuwenden – und verpflichtet, die
Menschenrechte zu achten. Tun sie das nicht, ist der Staat in der Pflicht, umgehend
und umfassend aufzuklären. Doch hier liegt das Problem. Deshalb fordert Amnesty
International mehr Transparenz und Verantwortung bei der Polizei – und nennt
überzeugende Argumente:

1. ERKENNBARKEIT: POLIZISTEN MÜSSEN IDENTIFIZIERBAR SEIN.
(JAVASCRIPT:VOID(63);)

Die Aufklärung unrechtmässiger Polizeigewalt in Deutschland scheitert
oft daran, dass die Täter nicht identifiziert werden können. Körperlicher
oder psychischer Misshandlung hilflos ausgesetzt zu sein, kann die
Betroffenen traumatisieren. Die Unmöglichkeit, den oder die Täter dafür zur
Rechenschaft ziehen zu können, auch. Amnesty International stellt immer
wieder fest, dass Ermittlungsverfahren gegen Polizisten eingestellt werden,
weil diejenigen, die strafbare Handlungen begangen haben sollen, nicht
ausgemacht werden können. Die Täter bleiben unerkannt – insbesondere
wenn sie Helme tragen oder in der Anonymität geschlossener Einheiten
agieren. Denn in Deutschland gibt es keine gesetzlich vorgeschriebene
individuelle Kennzeichnungspflicht für Polizisten.

Die persönliche Kennzeichnung durch das sichtbare Tragen des
Namens oder einer Nummer holt Täter aus der Anonymität. Sie
verbessert die effektive Strafverfolgung von Polizisten bei Misshandlungen
oder der Anwendung von exzessiver Gewalt. Täter, die die Anonymität
nutzen, um bei Straftaten im Amt nicht bestraft zu werden, diskreditieren die
Mehrheit der Polizisten, die unter zum Teil schweren Bedingungen gute
Arbeit leisten. Sie untergraben das Vertrauen in eine rechtsstaatlich
handelnde Polizei. Eine falsch verstandene Solidarität innerhalb des
Polizeiapparates führt teilweise dazu, dass Polizisten nicht bereit sind oder
es nicht wagen, Kollegen anzuzeigen oder gegen sie auszusagen.
Individuelle Kennzeichnung hilft, diese sogenannte »Mauer des
Schweigens« zu durchbrechen. Denn: Über Schuld und Unschuld, Strafe
und Strafmaß entscheiden in einem Rechtsstaat Gerichte. Nicht die Polizei.

In vielen anderen Staaten ist eine Kennzeichnungspflicht für Polizisten
längst selbstverständlich. In England trägt jeder Polizist bei jedem Einsatz
seine Nummer gut sichtbar auf der Kleidung. Auch die Kollegen der Guardia
Civil und der Policía Nacional in Spanien sind mittels Nummern erkennbar.
Genauso ist es in Schweden. Amnesty International fordert die individuelle
Kennzeichnungspflicht für Polizisten auch in Deutschland, zum Beispiel
durch Name oder Nummer. Der Europäische Kodex für Polizeiethik
unterstreicht diese Position: »Ohne die Möglichkeit, eine/n Polizisten/in
persönlich zu identifizieren, wird der Begriff der Rechenschaftspflicht aus der
Perspektive der Öffentlichkeit sinnentleert.« Es liegt in der Verantwortung der
Polizei, ein verständliches Kennzeichnungssystem zu entwickeln, das eine
Gefährdung der eingesetzten Polizisten ausschließt.

TRANSPARENZ SCHÜTZT MENSCHENRECHTE:
KENNZEICHNUNGSPFLICHT FÜR POLIZISTEN.

direkter Link (#63)

2. AUFKLÄRUNG: MENSCHRECHTSVERLETZUNGEN MÜSSEN
UNTERSUCHT WERDEN. (JAVASCRIPT:VOID(41);)

3. SCHUTZ: POLIZEISTATIONEN MÜSSEN ÜBERWACHT WERDEN.
(JAVASCRIPT:VOID(42);)

4. PRÄVENTION: POLIZISTEN MÜSSEN SENSIBILISIERT WERDEN
(JAVASCRIPT:VOID(98);)

STRAFTATEN GEGEN DIE POLIZEI

Ein Argument gegen die Kampagne von Amnesty International?

Transparenz schützt Menschenrechte: Argumente | Meh... http://www.amnestypolizei.de/mitreden/argumente.html
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11. März 2011 - 12:22

Entdecken Sie in interaktiven Karten, wie es um den Status der Kampagnen-
Forderungen (/kampagne/forderungen.html) steht und wo es entsprechende politische
Bewegung gibt – in Form von parlamentarischen Initiativen dort vertretener
Parteien. Wenn Sie darüber hinaus etwas tun wollen: Fragen Sie direkt bei Ihren
Landtags- und Bundestagsabgeordeten nach, wie sie zu den Forderungen von
Amnesty International stehen (Kontaktmöglichkeiten sind in den Karten
angegeben)! Weitere Informationen finden Sie im Kampagnen-Blog
(http://www.amnestypolizei.de/aktuell/die-kampagne-geht-in-eine-neue-phase-ueber-

neue-deutschlandweite-aktion-interview-mit-kampagnenteam) .

Die Angaben in den Karten beziehen sich auf den Zeitraum 2008-2011. Letzte
Aktualisierung: 14.01.2012. Quelle: Amnesty International. Rückmeldungen bitte
per E-Mail an fk-polizei [at] amnesty.de senden!

KENNZEICHNUNGSPFLICHT FÜR POLIZISTEN

WO GILT SIE?

Legende:  Keine |  Eingeschränkt, freiwillig |  Beschlossen |  Umsetzung abgeschlossen

Kartendaten ©2012 Basarsoft, GIS Innovatsia, GeoBasis-DE/BKG (©2009), Google, Tele Atlas
In Berlin besteht verpflichtend eine individuelle Kennzeichnung für Polizisten,
wahlweise mit Namen oder Nummer; die Umsetzung der Dienstverordnung ist mit
Ausgabe der Identifizierungsschilder seit Juli 2011 (bzw. seit Januar 2012 für die
"geschlossenen" Einheiten) abgeschlossen. In Brandenburg soll eine
Kennzeichnungspflicht gesetzlich ab 2013 gelten. In Hessen, Thüringen und
Hamburg sehen Dienstvereinbarungen oder Verwaltungsvorschriften das Tragen
von Namensschildern vor, jedoch nicht verpflichtend bzw. auf alle Polizeieinheiten
bezogen. In allen anderen Bundesländern und bei der Bundespolizei gibt es
keinerlei Verpflichtung zum Tragen identifizierender Schilder oder Kennzeichnungen
bei der Polizei .

KENNZEICHNUNGSPFLICHT FÜR POLIZISTEN

WO GIBT ES PARLAMENTARISCHE INITIATIVEN?

Legende:  Keine |  Antrag der Opposition |  In Koalitionsvertrag enthalten |  Durchgesetzt

Fragen Sie die Abgeordneten nach unseren Forderungen!... http://www.amnestypolizei.de/mitmachen/fragen.html
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23. Juli 2010 - 15:27

Gegenüber StadtRadio Göttingen 107,1
(http://www.stadtradio-goettingen.de/redaktion

/lokalnachrichten

/kruse_weist_forderungen_von_amesty_international_zurueck

/index_ger.html) hat Göttingens Polizeipräsident
Robert Kruse Forderungen von Amnesty
International zurückgewiesen,

die Strafverfolgung von gewalttätigen Polizisten zu erleichtern. Wir finden: zu
Unrecht!

Die Menschenrechtsorganisation hatte vergangene Woche eine Studie zu
Polizeigewalt in Deutschland vorgelegt. Darin forderte Amnesty unter
anderem unabhängige Untersuchungskommissionen für Ermittlungen
innerhalb der Polizei und eine Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte.
Kruse sagte gegenüber dem StadtRadio, die Forderungen seien bereits
erfüllt. Die Staatsanwaltschaft als ermittelnde Behörde sei eine unabhängige
Einrichtung und die Erkennbarkeit von Polizeibeamten sei auch ohne eine
Pflicht zur Kennzeichnung gegeben. Zwar gebe es auch in der
Polizeidirektion Göttingen Straftäter in Reihen der Polizei, das Problem habe
die Behörde aber "im Griff", so Kruse.

Hierzu erklärt Amnesty International:

Die Staatsanwaltschaft bedient sich in ihren Ermittlungen der Polizei als
Ermittlungsbehörde und ist daher keineswegs unabhängig. In der Praxis bedeutet
das, dass die Polizisten Beweise sichern, Zeugen vernehmen und den Sachverhalt
aufklären. Die Staatsanwaltschaft entscheidet in der Regel aufgrund der
Ermittlungsergebnisse der Polizei darüber, ob sie Anklage erheben will oder das
Ermittlungsverfahren einstellen möchte.

Amnesty International hat im Deutschlandbericht 2010 (/kampagne/bericht.html) in vielen
der Fälle festgestellt, dass das Ermittlungsverfahren gegen Polizisten nicht
umfassend und genau geführt worden ist. Auch hat Amnesty International
festgestellt, dass die Staatsanwaltschaft Ermittlungsverfahren gegen Polizisten sehr
schnell einstellt. Zum Teil kommt es erst zu einer Anklage, wenn das Opfer gegen
die Einstellung aktiv vorgeht. Deswegen fordert Amnesty International unabhängige
Untersuchungsmechanismen (/mitreden/argumente.html#41) .

Ferner konnten viele Fälle mutmaßlicher Polizeigewalt nicht aufgeklärt werden, weil
der handelnde Polizist nicht identifiziert werden konnte. Insbesondere die
Identifizierung von Polizisten, die in geschlossenen Einheiten tätig sind, in denen
sie eine Schutzuniform und einen Helm tragen, gestaltet sich als schwierig. Daher
fordert Amnesty, dass alle Polizeibeamten entweder eine namentliche
Kennzeichnung oder eine individuelle Identifizierungsnummer (/mitreden

/argumente.html#63) gut sichtbar an ihrer Uniform tragen müssen.

Im Übrigen kam es im Jahr 2009 laut Statistischem Bundesamt in Niedersachsen
zu 145 Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte, darunter in vier Todesfällen.

JETZT MITMACHEN

Fordern Sie mit einer E-Mail an Bundesinnenminister Thomas de Maizière
(/mitmachen/mailen.html) unabhängige Untersuchungen von Misshandlungsvorwürfen,
und individuelle Kennzeichnungspflicht für Polizisten!

Göttingens Polizeipräsident Kruse weist Amnesty-Forde... http://www.amnestypolizei.de/aktuell/node/123
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Kennzeichnungspflicht in Berlin



26. November 2010 - 15:32

Die Einigungsstelle in Berlin hat
entschieden: Ab 1. Januar 2011 wird es für
Berliner Polizisten eine
Kennzeichnungspflicht geben. Sie können
zwischen einem Namens- und
Nummernschild frei wählen.
Ausschlaggebend für die Entscheidung war
das Votum des Arbeitsrichters, der dem
paritätisch mit Arbeitgeber- und

Arbeitnehmervertretern besetzten Gremium vorsaß. Die nun gefallene
Entscheidung entspricht dem Mitte November bekannt gewordenen
Kompromissvorschlag, den der Hauptpersonalrat und die Polizeiwerkschaften
abgelehnt hatten.

Beschluss der Einigungsstelle inklusive Anlage (http://www.berlin.de/imperia/md/content

/hpr/notizen/entscheidung_est._vom_26.11.2010.pdf?start&ts=1291295837&

file=entscheidung_est._vom_26.11.2010.pdf) (PDF)

Anlässlich der Entscheidung zur Einführung einer Kennzeichnungspflicht für
Polizisten in Berlin sagte Monika Lüke, Generalsekretärin von Amnesty International
in Deutschland:

Amnesty International begrüßt, dass Berlin als erstes Bundesland
nun die individuelle Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte einführt.
Damit wird die Transparenz in der Polizei gestärkt. Mit der Wahlpflicht
zwischen Nummer oder Name wird dabei auch der Sorge der Polizei vor
Angriffen Rechnung getragen. Wir fordern die Innenminister der
anderen Bundesländer und des Bundes auf, schnell dem Vorbild von
Berlin zu folgen.

Berlins Polizeipräsident Dieter Glietsch hat sich seit 2008 für die Einführung der
Kennzeichnungspflicht eingesetzt. Hintergrund waren wiederholte Vorwürfe wegen
rechtswidriger Gewalt gegen Berliner Polizeibeamte, die nicht aufgeklärt werden
konnten, weil die handelnden Polizeibeamten nicht identifiziert werden konnten.

Laut einem Bericht der Berliner Morgenpost (http://www.morgenpost.de/berlin-aktuell

/article1463263/Polizisten-tragen-Schild-mit-Namen-oder-Nummer.html) sagte Innensenator
Körting, die Entscheidung sei ein „vernünftiger Kompromiss“. Auch Berlins
Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit (http://www.berlinonline.de/aktuelles/berlin

/detail_dapd_2907600270.php) hatte sich kurz vor der Entscheidung für die
Kennzeichnungspflicht ausgesprochen. Der Hauptpersonalrats-Vorsitzende sagte
hingegen, er sei „nicht glücklich“ damit. Der Berliner Polizeigewerkschaftler Bodo
Pfalzgraf (DPolG) sprach gar von einem „schwarzen Tag“ für die Polizisten,
berichtet die Berliner Morgenpost.

Amnesty argumentiert (http://www.amnestypolizei.de/mitreden/argumente.html) , dass die
Identifizierbarkeit der Polizisten auch jene große Mehrzahl der Beamten stärkt, die
tadellos und professionell ihre wichtige Aufgabe erfüllen. Werden Übergriffe von
„Tätern in Uniform“ besser aufgeklärt, stärkt dies auch das Vertrauen in die
Polizei insgesamt.

ERFOLGREICHE AMNESTY-PETITION

Die Initiative von Polizeipräsidenten Glietsch und von Innensenator Körting hatten
tausende Menschen mit einer Amnesty-Petition (http://www.amnestypolizei.de/aktuell

/amnesty-bericht-im-berliner-innenausschuss) im Rahmen der Kampagne „Mehr
Verantwortung bei der Polizei“ unterstützt. Diese setzt sich u.a. für die Einführung
der Kennzeichnungspflicht in allen Bundesländern und bei der Bundespolizei ein
und dringt auf unabhängige Untersuchungsmechanismen (http://www.amnestypolizei.de

/kampagne/forderungen.html) , die  Vorwürfen gegen die Polizei angemessen aufklären
könnten. Allein online unterstützen über 25.000 Menschen die Forderungen von
Amnesty International nach mehr Transparenz und Verantwortung bei der
Polizeiarbeit. Bei einer bundesweiten Online-Demo (http://www.amnestypolizei.de

/mitmachen/fordern.html) von Amnesty International nehmen aktuell fast 11.000
Menschen teil.

Erfolg in Berlin: Kennzeichnungspflicht kommt ab 2011 ... http://www.amnestypolizei.de/aktuell/erfolg-in-berlin-ke...
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DIE LINKE.  Berlin
24. Juni 2011 Newsletter

Individuelle Kennzeichnung bei der Berliner Polizei – die
wichtigsten Fragen

von Marion Seelig und Niklas Schrader

Seit vielen Jahren fordert DIE LINKE eine individuelle Kennzeichnung für Polizeibeamte. Für uns ist dies eine wichtiger
Bestandteil für eine bürgernahe und demokratisch kontrollierte Polizei. Im Land Berlin wird diese Forderung von der
rot-roten Regierung nun verwirklicht. Doch wann kommt die individuelle Kennzeichnung denn eigentlich? Und wie
funktioniert sie überhaupt?

Wir haben die wichtigsten Fragen und Antworten zusammengestellt.

1.       
Wann kommt die individuelle Kennzeichnung denn nun? Und wieso ist sie noch nicht da?

Schon jetzt trägt ein großer Teil der Berliner Polizistinnen und Polizisten ein Namensschild. Das war bis jetzt allerdings
nicht verpflichtend. Dies wird sich nun ändern.

Die individuelle Kennzeichnungspflicht wird über eine Dienstvorschrift des Polizeipräsidenten geregelt. Darin werden
die Dienstkräfte der Polizei verpflichtet, entweder einen Namen oder eine individuelle Nummer zu tragen. Diese
Dienstvorschrift ist bereits seit Anfang 2011 in Kraft, zurzeit gilt aber noch eine Übergangsregelung. Das ist zum einen
nötig, weil die Herstellung der ca. 16.000 Schilder für die Kennzeichnung erst vergaberechtlich ausgeschrieben
musste. Die Herstellung ist nun im Gange. Zum anderen war der Aufbau einer Datenbank notwendig, damit in jedem
Falle ein Rückschluss von der Kennzeichnung auf die individuelle Person möglich ist. Dabei musste der Berliner
Datenschutzbeauftragte einbezogen werden, damit die Umsetzung auch datenschutzrechtlich einwandfrei verläuft.
Aktuell kommt es zu Verzögerungen, weil der Personalrat auf Betreiben der Polizeigewerkschaften die Datenbank
abgelehnt hat - und das, obwohl diese eigentlich zum Schutz der Polizistinnen und Polizisten da ist, damit anstatt eines
Namens auch eine Nummer getragen werden kann.

Das alles bedeutet einigen organisatorischen und zeitlichen Aufwand. Die Kennzeichnungspflicht als Ganzes kann
aber nicht verhindert werden: Kommt keine Einigung mit dem Personalrat zustande, kann der Senat per Beschluss die
Kennzeichnungspflicht durchsetzen. Möglicherweise wird es auch Klagen gegen die Regelung geben. Wir gehen aber
davon aus, dass die individuelle Kennzeichnungspflicht für die Polizisten sowohl im täglichen Einsatzdienst als auch im
geschlossenen Einsatz innerhalb der zweiten Jahreshälfte von 2011 umgesetzt ist.

Das Berliner Sondereinsatzkommando (SEK) hat übrigens schon seit 2008 eine individuelle Kennzeichnungspflicht.
Hier hat es weder einen Anstieg von Anzeigen gegen Polizeibeamte noch sonst irgendwelche Probleme mit der
Kennzeichnung gegeben.

2.       
Gibt es Ausnahmen von der Kennzeichnungspflicht für »gefährliche Einsätze«?

Die individuelle Kennzeichnungspflicht gilt für alle uniformierten Polizistinnen und Polizisten des Landes Berlin.
Ausnahmen gibt es keine, auch nicht für geschlossene Einsätze wie etwa bei Demonstrationen. Das war seit jeher
Forderung der LINKEN und so wird es auch kommen.

DIE LINKE. Berlin: Individuelle Kennzeichnung bei der B... http://www.die-linke-berlin.de/index.php?id=5382&tx_tt...
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3.       
Werden auch Polizisten anderer Bundesländer gekennzeichnet, wenn sie in Berlin Dienst
tun?

In einigen Fällen, z.B. bei Großeinsätzen wie am 1. Mai, leisten Einsatzkräfte aus anderen Bundesländern oder von der
Bundespolizei in Berlin Amtshilfe. Diese unterliegen nach wie vor ihren eigenen Kennzeichnungsregeln. Das Land
Berlin hätte auch die Möglichkeit, per Gesetz Kennzeichnungsvorschriften für externe Polizisten zu machen, soweit sie
in Berlin ihren Dienst tun. Dies war allerdings bislang nicht politisch durchsetzbar, auch wenn Die LINKE dies
befürwortet. Das liegt vor allem daran, dass die fortschrittliche Berliner Regelung zur Kennzeichnungspflicht in vielen
anderen Bundesländern leider immer noch als etwas Schlimmes und Gefährliches angesehen wird - sowohl bei den
politisch Verantwortlichen als auch bei der Polizei selbst. Es ist davon auszugehen, dass dann bei Großeinsätzen keine
Bereitschaft der anderen Bundesländer mehr gegeben wäre, ihre Einsatzkräfte in Berlin zur Verfügung zu stellen.
Manchmal ist das Land Berlin aber auf die externe polizeiliche Hilfe angewiesen. Hier muss noch eine Menge
Überzeugungsarbeit geleistet werden. Wir setzen darauf, dass die Erfahrungen mit der Berliner Kennzeichnungspflicht
den Kritikerinnen und Kritikern in der Politik und in den Polizeigewerkschaften zeigen werden, dass die Regelung sich
zum Vorteil aller auswirken und keine Nachteile für die Polizeibeamtinnen und -beamten mit sich bringen wird.

4.       
Wie funktioniert die individuelle Kennzeichnung? Welches System steckt dahinter und was
kann ich daraus ablesen?

Viele Polizistinnen und Polizisten tragen schon jetzt freiwillig ein Namensschild und werden dies auch weiterhin tun. Bei
der verpflichtenden Kennzeichnung wurde allerdings den Befürchtungen der Beamtinnen und Beamten, die
Kennzeichnung könnte zu einem Anstieg von ungerechtfertigten Anzeigen gegen Polizisten und Angriffen auf das
Privatleben führen, Rechnung getragen. Darum soll es in Zukunft auch möglich sein, anstelle eines Namens auch eine
Nummer oder eine Nummer- und Buchstabenkombination zu tragen.

Es gibt zwei unterschiedliche Regelung für zwei unterschiedliche Gruppen in der Polizei:

A)        Polizistinnen und Polizisten im täglichen Einsatzdienst:

Den Polizistinnen und Polizisten im täglichen Einsatzdienst wird freigestellt, ob sie ein Namensschild tragen wollen
oder eine fünfstellige, individuell zugeordnete Nummer. Eins von beidem muss aber getragen werden.

B)        Polizistinnen und Polizisten in geschlossenen Einsätzen

In geschlossenen Einsätzen, wie etwa bei politischen Versammlungen, müssen die Polizisten eine fünfstellige
"taktische Kennzeichnung" tragen, die ebenfalls den Rückschluss auf die individuelle Person zulässt. Diese taktische
Kennzeichnung ist eine Kombination aus Zahlen und Buchstaben und setzt sich folgendermaßen zusammen (von links
nach rechts):

eine Ziffer für die Bereitschaftspolizeiabteilung oder ein Buchstabe für Einsatzeinheiten aus den örtlichen
Direktionen (A = Dir. 1, B = Dir. 2 usw.),

1.

eine Ziffer für die Einsatzhundertschaft einer Bereitschaftspolizeiabteilung oder
• der Buchstabe »Z« für die Zentrale Diensthundeführereinheit oder
• der Buchstabe »T« für die Technischen Einsatzeinheiten oder
• die Ziffer 1 für eine Einsatzhundertschaft der örtlichen Direktionen oder
• die Ziffer 2 für eine Abschnittshundertschaft,

2.

eine Ziffer für den Zug,3.

eine Ziffer für die Gruppe,4.

eine Ziffer/ein Buchstabe als individuelle Kennzeichnung.5.
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Beispiele einer individuellen Kennzeichnung in geschlossenen Einsätzen:

»13435«       
13. Einsatzhundertschaft der Bereitschaftspolizei, 4. Zug, 3. Gruppe, Polizist/in 5

»D121F«        
Einsatzhundertschaft der Direktion 4, 2. Zug, 1. Gruppe, Polizist/in F

5.
Wo wird die individuelle Kennzeichnung angebracht?

Die Kennzeichnung bei den Polizist/innen im täglichen Dienst, also entweder Name oder Nummer, befindet sich auf
Höhe der Brusttasche auf der Uniform.

Die Einsatzkräfte in den geschlossenen Einheiten tragen die fünfstellige taktische Kennzeichnung auf einem gut
sichtbaren, 20x20 cm großen Schild auf dem Rücken.

6.       
Wird es für die Polizisten möglich sein, die individuelle Kennzeichnung unkenntlich zu
machen?

Irgendeine Möglichkeit, die Kennzeichnung zu verdecken oder sonst irgendwie zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht
sichtbar zu machen, wird es immer geben. Geschieht dies absichtlich, macht sich die Polizistin/der Polizist einer
Verletzung der Dienstvorschriften schuldig.

Wird man Zeuge eines solchen Fehlverhaltens, ist es in jedem Falle ratsam, dies – wenn möglich – gut zu
dokumentieren und der zentralen Beschwerdestelle der Polizei mitzuteilen: http://www.berlin.de/polizei/service
/beschwerde.html. Man kann sich auch jederzeit an die Abgeordneten der LINKEN wenden, die solche Beschwerden
weitergeben und ggf. im Parlament politischen Druck aufbauen können.

Quelle: http://www.die-linke-berlin.de/nc/service/newsletter/newsletter_archiv/detail/artikel/marion-seelig-niklas-schrader/
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